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Drucksache 2029 


Kleine Anfrage 

der Fraktion der FDP 


betr. Beantragung einer Ausnahmegenehmigung zur 
Erhebung einer Ausgleichsabgabe für Malz 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Warum hat die Bundesregierung in Auswirkung des Ini- 
tiativgesetzes zur Änderung des Getreidegesetzes (Fünftes 
Änderungsgesetz — - Drucksache 1693) bei der Kommission 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft eine Ausnahme- 
genehmigung nach Artikel 226 des EWG- Vertrages nur für 
Brot und feine Backwaren und darüber hinaus für Zucker- 
fondant beantragt, die die Kommission bis zum 31. De- 
zember 1961 in Form einer Ausgleichsabgabe genehmigt 
hat mit der Maßgabe, daß danach der Ministerrat nach 
Artikel 235 des EWG-Vertrages entsprechende Maßnahmen 
ergreifen wird? 

2. Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei Malz, das in 
dem vorgenannten Gesetzentwurf ebenfalls aufgeführt war, 
infolge der unterschiedlichen Gerstenpreise in den Mit- 
gliedstaaten der EWG die gleichen Wettbewerbsverzerrungen 
wie bei den vorgenannten Erzeugnissen eine Wiederher- 
stellung des Gleichgewichtes erfordern? 

3. Beabsichtigt die Bundesregierung nach Anerkennung ihres 
Vorbringens durch die EWG-Behörden, ihren Antrag so zu 
ergänzen, daß angesichts der gleichen Wettbewerbsver- 
zerrungen und der ebenfalls notwendigen Wiederherstellung 
des Gleichgewichtes auch Malz in die Ausnahmegenehmigung 
zur Erhebung von Ausgleichsabgaben einbezogen wird? 


Bonn, den 8. August 1960 


Dr. Starke 

Dr. Mende und Fraktion 
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